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Roma-Clans machen sich in der Schweiz breit!

Die Junge SVP Kanton Bern hat bereits vor Jah-
ren davor gewarnt, dass Transitplätze für auslän-
dische Fahrende für eine noch nie dagewesene 
Magnetwirkung im Kanton sorgen werden. 1½  
Jahre nach dem knappen Ja bei der Urnenabstim-
mung im Kanton Bern folgte das böse Erwachen. 
Der Kanton Bern, insbesondere das Seeland, 
erlebte letzten und diesen Frühling/Sommer eine 
Invasion, ja es herrschten teils Zustände wie im 
Wilden Westen. Als ein Besitzer einer Raststätte 
in Gampelen illegal campierende Fahrende von 
seinem Land wegweisen wollte, schaute dieser 
plötzlich in einen Gewehrlauf. Diese Aktion 
löste einen Polizeieinsatz mit Polizeifahrzeugen 
aus zwei Kantonen aus (FR/BE). Die Polizei 
durchsuchte daraufhin die Fahrzeuge der aus-
ländischen Fahrenden. Schliesslich konnte ein 
illegales Gewehr aus einem dieser Fahrzeuge 
sichergestellt werden. Dann dieses Jahr: Auslän-

dische Fahrende machten in Orpund vor einem 
Feuerwehrmagazin Halt. Die zuständige Feuer-
wehr war während mehreren Stunden einsatzun-
fähig, da sämtliche Ausfahrten blockiert waren. 
Am gleichen Abend zogen die ausländischen 
Fahrenden weiter und sorgten zuerst in Pieterlen 
und dann in Lengnau (meine Heimatgemeinde) 
für rote Köpfe. In Pieterlen wurden Felder nicht 
quer, sondern diagonal mit mehreren Fahrzeu-
gen an verschiedenen Orten überfahren (Videos 
wurden auf der JSVP/BE-FB-Seite publiziert), 
ehe sie dann über Nacht in Lengnau illegal 
auf ein abgesperrtes Firmengelände eines in-
ternationalen Konzerns gelangten. Die Firma 
beschäftigt mehrere hundert Leute. Da sämt-
liche Firmenparkplätze von den ausländischen 
Fahrenden belegt waren, gab es morgens einen 
Verkehrskollaps mit Rückstau bis zur Autobahn-
ausfahrt, weil die mehr als hundert Angestellten 
nicht auf das Areal fahren konnten. Als das 
Berner Seeland nach dieser turbulenten Zeit für 
ein paar Wochen zur Ruhe kam, wurde in Belp 
ein Landwirt auf perfide Art und Weise arglistig 
getäuscht. Mehrere perfekt berndeutschspre-
chende Personen fragten den Bauer an, ob er 
ihnen dieses Kulturland für einen Heissluftbal-
lon-Startplatz vermieten würde. Der Landwirt 
willigte ein und mähte wie vereinbart seine 
Wiese. Statt Ballonfahrer kamen 38 Wohnwa-
gen! Später wurde dann auch noch das Parking 
des Flughafens in Belp in Beschlag genommen. 
Nur die Junge SVP spricht Missstände an. Dass 

das nicht nur ein plumper Wahlslogan ist, zeigt 
ein Bericht aus einem Berner Fernsehsender von 
Ende Juli. Die Behörden seien im Kanton Bern 
dem «deutschen Goman-Clan» auf die Schliche 
gekommen, der organisierte Kriminalität be-
treibe, hiess es im Bericht. Mehrmals wurde im 
Bericht die Gruppierung als «deutscher Clan» 
oder «Goman-Clan» benannt. Erst wer etwas re-
cherchiert, findet heraus, dass es sich bei diesem 
«deutschen Clan» in Tat und Wahrheit um eine 

Von Adrian Spahr,
Co-Parteipräsident 
Junge SVP Kanton 
Bern, Parteivor-
stand Junge SVP 
Schweiz, Mitglied 
Kommission für Ge-
meindepolizei und 
öffentliche Sicher-
heit der Gemeinde 
Lengnau BE
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Roma-Grossfamilie handelt, die sich offenbar 
nun im Kanton Bern breit macht. Im ganzen Be-
richt wurde das Kind nicht beim Namen genannt.

Nun denken Sie wahrscheinlich – nach der Be-
wahrheitung unserer Befürchtungen, nach der 
Besetzung der Tissot-Arena mit teils über 100 
Wohnwagen und den aufgezählten Vorkomm-
nissen – dass die Berner Politik etwas an ihrer 
Fahrenden-Politik ändern und gegen die Beset-
zungen und Missstände ankämpfen will? Weit 
gefehlt! Im Gegenteil; erste Politiker fordern als 
Reaktion (!) auf die Missstände einen zweiten 
Transitplatz im Kanton Bern! Somit wird sich 
die Junge SVP weiter dafür einsetzen müssen, 
dass keine Gemeinde vom Kanton dazu gezwun-
gen wird, einen Transitplatz zu bauen.

Dass es derweil auch anders geht, zeigen die 
Westschweizer Kantone. Im Kanton Wallis wer-
den regelmässig illegale Landnahmen durch 
ausländische Fahrende von einem Grossaufge-
bot der Polizei aufgelöst und vom Kantonsgebiet 
weggewiesen. So war aus dem Polizeiticker im 
März 2021 zu entnehmen: «Am 23. März gegen 
Abend, trafen Fahrende mit Wohnwagen ein. 
(…) Die Polizei war auf diese Situation vorbe-
reitet und führt derzeit einen Einsatz durch, um 
die Fahrenden aus dem Kanton wegzuweisen». 
Noch am gleichen Abend stand im Polizeiticker 

dann, dass die Polizei den Einsatz in Martig-
ny VS abschliessen konnte. «Die eingeleiteten 
Massnahmen führten dazu, dass die Fahrenden 
den Kanton Wallis inzwischen wieder verlassen 
haben». Auch im Jura werden illegale Beset-
zungen nicht toleriert. Diese Kantone schrecken 
nicht zurück, auch Strassen abzusperren, wenn 
Ungemach droht. Während also in einigen Kan-
tonen während Wochen diskutiert wird, dass 
eine Wegweisung sehr schwierig sei, schaffen es 
Westschweizer Kantone noch am selben Abend, 
für Recht und Ordnung zu sorgen. Da es sich bei 
den ausländischen Fahrenden herumspricht, in 

welchen Kantonen gegen illegale Landnahmen 
hart vorgegangen wird, lohnt es sich, auch im ei-
genen Kanton politisch gegen den Kuschelkurs 
aktiv zu werden, sobald illegale Landnahmen 
zunehmen. Man muss immer wieder in Erinne-
rung rufen, dass es nicht Aufgabe der öffentli-
chen Hand ist, Reisebüro zu spielen. Wenn Sie 
als Schweizer in die Ferien nach Spanien reisen 
und kein Hotel buchen, können Sie sich bei den 
spanischen Behörden auch nicht beschweren, 
dass Sie keine Unterkunft finden. Geschweige 
denn dürfen Sie eine Unterkunft samt Familie 
und Freunden illegal besetzen. 
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und 
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

187’500 Unterschriften für die Beendigung der 
Staatskrise und der Zweiklassengesellschaft
Die Junge SVP hat ab dem 13. Juni Unterschriften für das Re-
ferendum gegen die Verschärfungen vom März 2021 des Covid 
Gesetzes gesammelt. Aus organisatorischen Gründen liessen 
wir unsere Unterschriften dem Aktionsbündnis Urkantone zu-
fliessen, welche wie die Freunde der Verfassung und anderen 
Organisationen, das Referendum ebenfalls unterstützen.
Das Ziel des Referendums ist die Beendigung der durch die 
Politik herbeigeführten Schweizer Staatskrise und die Aufhe-
bung der Zweiklassengesellschaft. Aus medizinischer Sicht ist 
die Krise längst beendet. Die Risikogruppe konnte sich impfen, 
die Spitäler weisen eine gewöhnliche Auslastung aus und bei 
den über 65-Jährigen beobachten wir sogar eine langanhaltende 
Tendenz zur Untersterblichkeit. Leider spielt das alles keine 
Rolle. Der Staat möchte seine Vollmachten nicht abgeben, 
installiert eine Zweiklassengesellschaft und lässt die Jugend in 
einer diskriminierenden Scheinfreiheit aufwachsen. Die Staats-
krise und die Zweiklassengesellschaft sind der Schweiz unwür-
dig und beschämend. 
Die Politik zeigt keinen Willen, zurück zur Normalität kehren zu wollen. 
Um die eigenen Vollmachten und die Grundrechtseinschränkungen zu legi-
timieren, schreckt und verängstigt man die Bevölkerung unnachgiebig mit 
immer abstruseren Geschichten. Auch die Impf- und Teststrategie entpuppt 
sich entgegen der Behauptung vieler Politiker nicht als Weg aus der Krise, 
sondern als Teil der Krise. Dies, weil an den Massnahmen festgehalten 
wird, obwohl sich alle die wollten, bereits impfen konnten. Schamlos 
werden Geimpfte gegen Ungeimpfte, Alte gegen Junge ausgespielt und die 
Gesellschaft tief gespalten. Die Forderungen, die Diskriminierungen ge-
genüber Ungeimpften zu verschärfen, nehmen zu, obwohl uns im Sommer 
ursprünglich ein Ende des Covid Zertifikats in Aussicht gestellt wurde. Um 
aus der Krise zu kommen, gibt es nur einen Ansatz: Die sofortige Aufhe-
bung aller Massnahmen und die Rückkehr zur Normalität. Mit dem Refe-
rendum geben wir der Bevölkerung die Möglichkeit, dem ganzen Spuk 
ein Ende zu setzen und am 28. November die Handbremse zu ziehen. 
«In den letzten Wochen verspürten wir eine uns bisher unbekannte Eu-

phorie unter jungen Menschen, sich politisch aktiv zu beteiligen und 
Unterschriften zu sammeln. Es ist das erste Mal, dass wir auch spürbare 
Unterstützung aus politisch Linken Kreisen erhielten», sagt David Trach-
sel, Präsident der Jungen SVP.

Das sind unsere Hauptargumente gegen die Verschärfungen im Covid 
Gesetz:
◆ � Nein zur Zweiklassengesellschaft. Denn wir sind ein Land und eine 

Gesellschaft.
◆ � Nein zu erneuten Massnahmen im Herbst und im kommenden 

Winter.
◆ � Kein direkter oder indirekter Impfzwang.
◆ � Wir wollen zurück zur Normalität. Es ist höchste Zeit, die Staats-

krise zu beenden und wieder zu den üblichen demokratischen 
Prozessen zurückzufinden.

◆ � Ende der Bevormundung. Wir sind mündige Bürger.

Auf Renteninitiative folgt Generationeninitiative
Die Junge SVP hat sich nach vorgängigen Uneinigkeiten zwischen den 
Jungparteien dafür entschieden, die durch die Jungfreisinnigen lancierte 
Renteninitiative zu unterstützen. Die Renteninitiative wurde zwischen-
zeitlich erfolgreich eingereicht. Die Junge SVP beteiligte sich mit knapp 
10’000 Unterschriften. Bis die Renteninitiative im Parlament bearbeitet 
wird, könnte es noch einen Moment dauern. Wir wollen das Thema Alters-
vorsorge in der Zwischenzeit jedoch nicht aus den Augen verlieren. Wir 
werden deshalb die Volksinitiative «Ja zu fairen und sicheren Renten (Ge-
nerationeninitiative)», zusammen mit anderen Vertretern aus Jungparteien 
und Vorsorgeexperten lancieren. Die Generationeninitiative möchte das 
Rentenalter, gleich wie die Renteninitiative, vorsichtig und schrittweise an 
die Lebenserwartung knüpfen. Hinzu kommt, dass die Generationeniniti-
ative auch die zweite Säule ins Visier nimmt. Heute ist das vorgesehene 
Kapitaldeckungsverfahren in der 2. Säule nicht mehr gewährleistet. Junge 
erwerbstätige Leute bezahlen für die laufenden Renten. Für die Jungen 
wird deshalb zukünftig nicht mehr viel übrigbleiben. Das kann so nicht 
weitergehen. Die Gerechtigkeit zwischen den Generationen muss wieder 
hergestellt werden. Und genau dieses Ziel verfolgt die Generationeniniti-
ative.

Der Ständerat übertreibt es mit dem Nationalismus
Der Ständerat entschied über die Einführung neuer Quoten und Regulie-
rungen im Streaming Angebot. Er möchte, dass Streaming Anbieter wie 
Netflix und Co. gezwungen werden, mehr Schweizer Filmproduktionen 
zu berücksichtigen. Konkret möchte der Ständerat, dass 4% aller Inhalte 
eines Streaming Anbieters aus einer Schweizer Produktion kommen. Das 
ist schön und gut. Nur: Die Konsumentinnen und Konsumenten fragen 
diese Schweizer Inhalte nicht nach. Damit werden die Streaming Anbieter 
gezwungen, etwas zu produzieren, was nachher nicht vermarktet werden 
kann. Der Ständerat zwingt der jungen Bevölkerung damit den Nationalis-
mus auf. Die JSVP lehnt dies ab. Es kann nicht sein, dass in der aktuellen 
Krise die Politik die Einführung neuer Steuern, Quoten und Regulierungen 
plant. Die Leidtragenden sind die Jungen, welche mehr Geld für das Strea-
ming Angebot bezahlen müssen. Es reicht! Wir akzeptieren keine weiteren 
Steuern, Quoten oder andere Regulierungen, welche in die Freiheit der  
Jungen eingreift. Wir wollen frei entscheiden was wir konsumieren und 
wieviel wir dafür bezahlen. Die sogenannte «Lex Netflix» gehört ins Alt-
papier!
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Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt.	

Von 
Samuel Lütolf,  
Unternehmer,  
Kantonsrat, Präsident 
JSVP SZ, Küssnacht 
am Rigi

Kryptowährungen, ja  
oder besser nicht?
Von Thomas Schibli, Dipl.Ing.ETH, 3006 Bern

Die Nationalbank hat das Privileg, auf ein spe-
zielles Papier eine Grafik und die Zahl 1’000 zu 
drucken, was etwa einen Franken kostet. Die 
999 Franken sind ihr Gewinn und der wird weit-
gehend an Bund und Kantone ausgeschüttet und 
kommt somit dem Steuerzahler zugute.
Nun wissen wir, dass dieses Geld ziemlich un-
gleichmässig verteilt ist – zum Glück!
Es ist nämlich so, dass diejenigen, welche am 
meisten haben, auch in der Steuerprogression 
ganz oben sind. Ein hoher Betrag von Einkom-
men bzw. Vermögen bringt dem Fiskus mehr 
als die gleiche Summe von entsprechend zahl-
reichen Menschen aus dem Mittelstand. Die 
obersten 5 Prozent zahlen zwei Drittel der Di-
rekten Bundessteuer, stand in der zuverlässigen 
NZZ. Das entlastet den Mittelstand und finan-
ziert weitgehend die soziale Wohlfahrt.
Aber was machen die Reichen mit dem Geld, das 
sie selbst nicht brauchen? Die ganz versnobten 
könnten etwa eine Zigarre mit einer Tausender-
note anzünden. Damit schenken sie der Natio-
nalbank und somit dem Staat 999 Franken! Die 
tüchtigen Reichen schaffen Arbeitsplätze, wie 
etwa Christoph Blocher in dem früher eher ar-
men Bergkanton Graubünden. Damit verdienen 
sie noch mehr und werden noch reicher.

Demzufolge können sie noch mehr Steuern 
zahlen und noch mehr Arbeitsplätze schaffen. 
Andere Reiche leisten sich auch mal einen oder 
mehrere Ferrari, Maserati oder Lamborghini. 
Davon können hochqualifizierte Arbeitskräfte 
in Norditalien gut leben. Würden alle gleich viel 
verdienen, wären die Emserwerke längst ban-
krott und die Ferrari-Belegschaft arbeitslos. Das 
Geld flösse mehrheitlich nach China. 
Und plötzlich kommen Leute, die sagen «April, 
April – wir brauchen Euer Geld nicht, wir ma-
chen das selber». Demzufolge kommt über das 
Internet ein Schwall von Elektronen, welche be-
haupten «Wir sind Geld». Das besondere an die-
sem Elektronenschwall besteht darin, dass seine 
Herstellung eine Menge Energie verbraucht. 
Selbst wenn dafür Wasserkraftwerke verwen-
det werden, muss deren Produktion andernorts 
durch thermische Energie ersetzt werden. Die 
Wertschwankungen von solchen Kryptowäh-
rungen sind ein Problem derjenigen, die sie 
verwenden. Hingegen ist jeder nicht mehr ge-
brauchte Franken oder Dollar ein Verlust für die 
Nationalbank bzw. das «Fed» und somit für die 
betreffenden Steuerzahler. 
Es ist unverständlich, ja geradezu grotesk, dass 
der Staat – und sei es bloss der Kanton Zug – die 
Schaffung von Kryptowährungen nicht bloss 
toleriert, sondern auch noch fördert.

99 Prozent? Nicht ganz Hundert!
Wie es sich für Sozialisten gehört, liebt die JUSO das Kapital. Aber wehe jemand anders kann darüber verfügen. Oder noch 
schlimmer, sie müssen es selber verdienen. Deshalb sollen mit der 99%-Initiative Milliarden über den Staat umverteilt werden. 
Es soll ein weiterer Schritt unternommen werden, um die freie Marktwirtschaft und den Kapitalismus endlich zu überwinden 
und damit unseren Wohlstand zu begraben.

Die Initiative fordert eine höhere Besteuerung 
von Kapitaleinkommen. Was jedoch alles unter 
den Begriff Kapitaleinkommen fällt ist unklar 
und im Rahmen des Steuerrechts bisher gar 
nicht definiert. Gemäss den Jungsozialisten sind 
Erträge aus Vermietung ebenso betroffen wie 
Dividenden und Zinserträge. Potenziell müssen 
auch Grundstückgewinne und Bezüge aus der 
Pensionskasse ab einem gewissen Schwellen-
wert mit 150% des Betrages zum Einkommen 
hinzugerechnet werden. Mit der Initiative wür-
den Kapitalgewinne, bspw. auf Firmenanteilen, 
welche im Privateigentum gehalten werden, neu 

ebenfalls besteuert. Dieser Ansatz droht das Un-
ternehmertum zu ruinieren! Am Schluss muss 
man die Firma verkaufen, um diese Steuern 
überhaupt bezahlen zu können. Die Unbestimmt-
heit der Initiative macht es jedoch schwierig zu 
sagen, was effektiv passieren wird und führt zu 
grossen Unsicherheiten.
 
Offensichtlich ist aber, dass diese sozialistisch 
motivierte Initiative vorgibt, ein Problem zu 
bekämpfen, das in Tat und Wahrheit gar keines 
ist. Umverteilung war noch nie ein erfolgreiches 
Rezept, um Menschen mit tiefen Einkommen 
reicher zu machen. Die Initiative wird mit der 
höheren Belastung von Kapitaleinkommen am 
Schluss eben alle ärmer machen. Und das hat 
Gründe: Die Initiative verhindert durch die hö-
here Steuerbelastung, vor allem im Bereich von 
Familienbetrieben, Innovation und wichtige In-
vestitionen. Damit werden über kurz oder lang 
unsere Schweizer KMUs geschwächt und Ar-
beitsplätze empfindlich gefährdet. Zudem sind 
Nachfolgelösungen bei Familienunternehmen 
zukünftig mit sehr grossen finanziellen Heraus-
forderungen verbunden.

Die zusätzlichen Steuererträge sollen in Steu-
ererleichterungen im Bereich der tiefen und 
mittleren Einkommen sowie für die Soziale 
Wohlfahrt eingesetzt werden. Weitere Steu-
ererleichterungen für diese sind nur bedingt 
möglich, weil viele dieser Menschen bereits 
heute praktisch keine Steuern bezahlen. Die 
Sozialausgaben weiter zu erhöhen macht eben-
falls keinen Sinn. Die Ausgaben für die Soziale 
Wohlfahrt betrugen im Jahr 2020 mehr als 36 
Milliarden Franken,  was über 40% der gesam-
ten Ausgaben des Bundes entspricht. Infolge 
der Corona-Pandemie lagen die Ausgaben damit 
noch einmal fast 14 Milliarden über dem Betrag 
von 2019. 
 
Die Initiative führt zu einer sozialistischen 
Umverteilung mit fremdem Geld, welches im 
Wirtschaftskreislauf definitiv viel sinnvoller und 
nachhaltiger investiert ist. Diese sozialistischen 
Träumereien müssen unterbunden werden. Ein 
weiteres Mal am 26. September mit einem deut-
lichen NEIN zur linksextremen 99%-Initiative.
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen: 5 Gutscheine für ein Essen im Restaurant Kleefeld in Bern, gestiftet 
von aNationalrat Thomas Fuchs sowie 5 attraktive Bücherpreise aus dem Sortiment 
der Schweizerischen Vereinigung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Bild: zvg

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 2/21
Die Frage war: Um welches Schloss handelt 
es sich hier, und wer hatte hier in den Kriegs-
jahren seine Arbeits- und Wirkungsstätte?

Auflösung: 

Es handelt sich um Schloss Jegenstorf. Das 
Schloss war vom Herbst 1944 bis zum Som-
mer 1945 der Sitz des Oberbefehlshabers der 
Schweizer Armee im Zweiten Weltkrieg,  
General Guisan

Die Gewinner sind:

Ulrich Roth, Bern / Elisabeth Fuhrimann-Con-
tesse, Steffisburg / Paul Ulrich, Schwarzenburg / 
Lydia Dorig-Koster, Brülisau / Jan Imhof, Genève 
/ Thomas Haggenmacher, Wetzikon / Richard 
Feusi, Rothenthurm / Daniel Hinni, Oberwil-Lieli 
/ M.-Chr. Sprenger, Evilard / Luigi Jäger, Wohlen 
bei Bern / Hans Wyss, Schüpfen / Heinrich und 
Margrit Bacher, Münchenbuchsee / Christine 
von Graffenried, Bern / Fränzi Keiser, Baar / 
Matthias Brunner, Gstaad / Martin Pulver, Biel

Wo befindet sich diese Gletscherzunge, und wann 
ist das Bild in etwa entstanden?

Foto wurde von einem Leser der Zeitung DIE IDEE zur Verfügung gestellt

Danke!
Sammelerfolge für die Junge SVP Schweiz

 
David Trachsel
Präsident  
Junge SVP Schweiz,
4001 Basel (BS)

 
Andreas Gerber,
Vizepräsident  
Junge SVP Schweiz,
3537 Eggiwil (BE)

Mit der Renteninitiative und dem Referendum 
gegen die Verschärfungen im Covid Gesetz war 
die Junge SVP gleich an zwei Projekten mittels 
Unterschriftensammlungen beteiligt. Wir durf-
ten erfreut zur Kenntnis nehmen, dass sich die 
Leistung der Jungen SVP bei beiden Projekten 
sehr gut sehen lässt. Für die Renteninitiative 
sammelten wir 8’200 Unterschriften. Für das 
Referendum gegen die Verschärfungen im Covid 
Gesetz waren es schätzungsweise gegen 10’000 
Unterschriften. Für diesen Einsatz möchte sich 

die Parteileitung herzlich bei den Kantonen, den 
Delegierten und den Mitgliedern bedanken.
Lasst uns weiterhin daran arbeiten, dass die 
Junge SVP eine immer stärkere Stimme in der 
Schweizer Parteienlandschaft wird und unsere 
Werte, unsere Politik die Jungen in der Schweiz 
begeistert.

In diesem Sinne wünschen wir euch eine wun-
derschöne Sommerzeit und grüssen euch herz-
lich.
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Die Junge SVP steht zur Landesverteidigung
Die Schweizer Armee hat den Auftrag der Landesverteidigung. Dazu gehört eine funktionstüchtige Luftwaffe. Nach Ansicht der 
JSVP obliegt der Entscheid über den Flugzeugtyp den Fachgremien der Armee und dem Bundesrat. 

Im September 2020 hat das Schweizer Stimm-
volk dem Kauf neuer Kampfflugzeuge zuge-
stimmt und damit auch Ja gesagt zur Landes-
verteidigung. Die SVP steht zum Auftrag der 
Schweizer Armee und zur Beschaffung neuer 
Flugzeuge. Denn diese gehören zum funktio-
nierenden Schutz der Menschen in der Schweiz 
vor Gefahren aus der Luft und vor Terrorismus.
Die SVP ist konsterniert, dass Links-grün Wi-
derstand leistet und damit wieder einen demo-
kratischen Entscheid missachtet, nur weil dieser 
nicht genehm ist. Ebenfalls unverständlich ist 
die Haltung der SP, die als Bundesratspartei 
nicht zur Landesverteidigung steht und damit 
auch nicht zum Schutz der Menschen in der 
Schweiz vor militärischen und terroristischen 
Bedrohungen.
Aus Sicht der SVP sind jene Flugzeuge zu 
beschaffen, die sich am besten zur Erfüllung 
der Aufgaben der Armee eignen. Der Typen-
Entscheid ist daher von der Expertengruppe der 

Armee und letztlich vom Gesamtbundesrat zu 
treffen.
Die SVP erwartet von den linken Armee-Ab-
schaffern, den Volksentscheid und dieses Vorge-
hen zu respektieren und von der SP als Bundes-
ratspartei, dass auch sie zur Landesverteidigung 

steht. Die Investition in neue Kampfflugzeuge 
ist eine Investition in die Sicherheit, die sich 
auf die Dauer auszahlt. Denn damit erhalten wir 
den Frieden und letztlich den Wohlstand unseres 
Landes und der hier lebenden Menschen.

Bild: pixabay.com

Gleich*stellen statt gleich:machen

Die Hüter*innen der politischen Korrektheit, 
die Beschützer_innen der Diversität und die 
Verfechter:innen der diskriminierungsfreien 
Sprache blühen auf. Vor einigen Tagen wurde 
mir ein Foto einer beschrifteten Wandtafel zu-
getragen, an welcher eine Berner Lehrerin doch 
tatsächlich mitteilen liess, dass die Kinder für 
das nächste Schulfach ihre «Kopfhörer*innen» 
mitzunehmen hätten. Kein Witz. Im Mai dieses 
Jahres verkündete SRF, dass auf den eigenen 
Online-Kanälen neu nicht mehr mit dem Gen
dersternchen, sondern mit dem Doppelpunkt 
«gegendert» werde. Künftig werden SRF-Bei-
träge somit nicht mehr von «Redaktor*innen», 
sondern «Redaktor:innen» verfasst. Der Dop-
pelpunkt sei besser computerlesbar und «bezieht 
somit Menschen mit einer Sinnesbeeinträchti-
gung mehr ein», wie SRF die optimierte gender-
neutrale Sprache begründet. Kein Witz. Wenige 
Tage vor Amtsantritt von Joe Biden als Präsident 
der Vereinigten Staaten hat dessen Parteikolle-
gin Nancy Pelosi, Sprecherin des Repräsentan-
tenhauses, Änderungen an der Sprachregelung 
der Abgeordnetenkammer vorgeschlagen. Um 

«alle geschlechtlichen Identitäten zu respektie-
ren», sollen männliche und weibliche Personal-
pronomen und Begriffe wie «Vater», «Mutter», 
«Sohn» und «Tochter» abgeschafft und statt-
dessen neutrale Substantive wie «Elternteil», 
«gebährende Person» und «Geschwisternteil» 
verwendet werden. Sie ahnen es: kein Witz.  

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch. Ich stehe 
zu 100% zur Gleichberechtigung von Mann 
und Frau, welche in der Schweiz heute weitest-
gehend erreicht ist. Keine seriöse Schweizer 
Unternehmung kann es sich erlauben, jemanden 
aufgrund des Geschlechts zu diskriminieren und 
schlechter zu bezahlen. Und wenn dies trotz-
dem geschieht, werden die verantwortlichen 
Personen jeweils in Handschellen der Lohnpo-
lizei auf den öffentlichen Scheiterhaufen der 
Medien geführt. Selbstverständlich gibt es aller-
dings Berufe, in welchen das Geschlecht häufig 
die Ursache für eine im Durchschnitt bessere 
oder schlechtere Leistung und damit auch eine 
bessere oder schlechtere Entlöhnung darstellt. 
Diese Berufsgebiete sind körperbetont. Neh-
men Sie den Sportbereich. Der Weltrekord im 
100-Meter-Lauf der Herren beträgt 9,58 Sekun-
den (Usain Bolt), derjenige der Damen 10,49 
Sekunden (Florence Griffith-Joyner). Javier 
Sotomayor erreichte die höchste je von einem 
Mann gesprungene Marke von 2,45 m im Hoch-
sprung, der Rekord bei den Damen liegt bei 2,05 
m (Tamara Bykowa). In praktisch allen Sport-
arten wurden die absoluten Bestmarken von 
Männern aufgestellt. Doch heute ist es verpöhnt, 
diese physische, in der Tendenz überdeutlich 
bestehende Differenz von Mann und Frau anzu-
sprechen. An einer Podiumsdiskussion wäre ich 

hierfür von gewissen FeministInnen wohl schon 
lange ausgepfiffen worden. So werden gleiche 
Löhne für den Frauenfussball gefordert, ob-
wohl – und hierfür muss man*n nicht einmal die 
Abseitsregel verstehen können – die Leistung 
schlichtweg nicht dieselbe ist. Die radikale Gen-
derideologie bekämpft daher auch keine wahren 
Probleme. Vordergründig schreibt sie sich mehr 
Gerechtigkeit auf die Fahne, tatsächlich geht es 
jedoch darum, unsere Gesellschaft durch die Art 
des Sprachgebrauchs zu manipulieren. Das Ziel 
lautet: Gleichmacherei. Je gleicher alle sind, 
desto besser.

In meinen Augen darf die Gleichstellung der Ge-
schlechter jedoch gerade eben nicht dazu führen, 
dass Männer und Frauen gleichgemacht werden. 
Der politischen Korrektheit halber sei an dieser 
Stelle erwähnt, dass die diversen, genderfluiden, 
bigenderen, agenderen, neutroisen, androgy-
nen und genderqueeren Personen sowie die 51 
weiteren anerkannten «Geschlechtsidentitäten» 
selbstverständlich mitgemeint sind. Spass bei-
seite. Insbesondere die Anhänger dieser mei-
ner Meinung nach absurden Genderideologie 
sollten die faktisch vorhandenen Unterschiede 
der Geschlechter nicht leugnen. Mann und Frau 
sind nicht gleich. Sie sollen unter Berücksichti-
gung ihrer Ungleichheit jedoch gleich behandelt 
werden und die gleichen Chancen und Rechte 
haben. Ganz nach dem juristischen Grundsatz 
der Rechtsgleicheit: Gleiches ist nach Mass-
gabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches 
nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu 
behandeln. Ich hoffe Sie haben den Überblick 
noch – unabhängig der derzeitigen Definition 
Ihres Genders.

Von 
Nils Fiechter,
Chef Strategie Junge 
SVP Schweiz
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Gruppe Giardino,
Postfach 114,

4658 Däniken,  SO 
info@gruppe-giardino.ch

IBAN:CH94 81177000002885791 

Unsere Forderungen für eine stärkere Schweizer Armee:

• Mobilmachung der gesamten Armee in 48 Stunden!
• Vollständige Ausrüstung (alle Verbände können 
gleichzeitig in den Einsatz)!

• 70 Kampfjets mit 4-5 Flugplätzen!
• Min. 200'000 AdA’s!

Sie sehen das auch so? 
Setzen sich mit uns für eine glaubwürdige Armee ein!

www.gruppe-giardino.ch

Gruppe-Giardino für eine glaubwürdige Milizarmee
Motto: Die Gruppe Giardino will den Grundrechten der Bundesverfassung nachleben wie die Parteien ihrem Parteiprogramm 
nachleben wollen.  
Stellungsnahme: Schweiz erhält neues, modernstes  Kampfflugzeug! Und erfüllt damit am besten Art 58. BV «dient der Kriegs-
verhinderung». Durch Dissuasion / Abschreckung.

Im September 2020 wurde vom 
Volk der Grundsatzentscheid 
gefällt, die Schweiz weiterhin 
durch eine moderne Luftwaffe 
zu schützen. (Das ist die Strate-
gie, gem. Bundesverfassung und 
berücksichtigt Art. 58).
Danach erfolgte das Evaluati-
onsverfahren für den in Frage 
kommenden Kampfjet. Das ist 
wiederum in der Bundesverfas-
sung geregelt unter Art. 60 (1 
Die Militärgesetzgebung sowie 
Organisation und Ausrüstung der 
Armee sind Sache des Bundes).
Das Evaluationsverfahren rich-
tete sich nach einem vom Bun-
desrat vorgegebenen Prozedere. 
Alle konkurrierenden Angebote 
wurden auf den gleichen Anfor-
derungskatalog überprüft. Der 
Entscheid sollte unabhängig von 
politischen Wünschen, Propa-
ganda und Druckversuchen ge-
fällt werden. Das Flugzeug das 
nach diesem Anforderungskata-
log die meisten Punkte erreicht, 
wird gewählt.
Der Bundesrat hat sich strikte daran gehalten. 
Das Resultat des ganzen, ordnungsgemässen und 
transparenten Ablaufs wird nun wieder von den 
Feinden der nationalen Sicherheit angegriffen. 
Mit einer Initiative – für die Bundesverfassung – 
unsäglichen Inhalts: Die Initiative will die Bun-
desverfassung laut Kampus (GSoA-Sekretär) 
um diese drei Sätze ergänzen:
«Der Bund beschafft keine Kampfflugzeuge des 
Typs F-35 Lightning II. Das Armeebudget wird 
entsprechend angepasst. Diese Bestimmung tritt 
am 1.1.2040 ausser Kraft.
Nach dem verfassungsmässig abgelaufenen Pro-
zedere wäre das ein unzulässiger Eingriff in den 
Grundsatzentscheid der direkten Demokratie 
vom September 2020.
Der Text hat einen rein operativen Inhalt und 
ist kein rechtlicher Fortschritt, sondern nur eine 
Verhinderung des rechtsstaatlichen Prozederes, 
und gehört deshalb keinesfalls in die Bundes-
verfassung. Würde das zugelassen, wären der 
Willkür und Missachtung von direkt demokrati-
schen Beschlüssen eine präjudizierende Öffnung 
generiert. Eine gefährliche, die direkte Demo-
kratie und damit unser primäres Völkerrecht 
angreifende Erosion!
Es ist richtig, dass wir beim Beschaffungspro-
zess den Druckversuchen und Kommentaren von 
unberücksichtigten Interessenten, Ländern und 
politischen Parteien keine Beachtung schenken. 
Hingegen müssten wir uns für den vorgesehenen 
Text in der Bundesverfassung vor Juristen, und 
allen an uns interessierten Beobachtern weltweit 
schämen; man würde wohl zum Teil schaden-
freudig bis verständnislos kommentieren, dass 

das ein Beweis sei, dass die direkte Demokratie 
nicht funktioniere und sich höchstens mit ihren 
politischen Kapriolen selbst abschaffe!
Aus all den Fakten und Überlegungen ist es drin-
gend angezeigt, die Initiative des Grün-Linken 
Verbundes als missbräuchlich zu bezeichnen 
und für ungültig zu erklären!

Die Wiederholung der bekannten propagandis-
tischen «Begründungen» der Grünen, (unter 
Grüne.ch gemeinsame Medienmitteilung nach-
lesbar) zeigt deutlich, den Grund für Art. 60 BV: 
Mit propagandistischen Schlagworten können 
keine Fachleute gebildet werden!
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Bestellschein	 Spezialpreise

	 Expl.  Pro Libertate	 Freiheit, Demokratie, Menschenwürde …	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die schweizerische Flüchtlingspolitik 1933–1945	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Schweiz im 2. Weltkrieg	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Das Ende der J-Stempel-Saga	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 ...so dass keiner mehr die Sprache des andern versteht	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die gezielte Zerstörung unserer direkten Demokratie …	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Schweiz im 21. Jahrhundert	 CHF 20.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Familie im Griff von HarmoS-Bürokraten. Eine Zeitanalyse	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Herrschaft durch Sprache	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Erlebter Aktivdienst 1939–1945	 CHF 25.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Operationsziel Schweiz	 CHF 29.–
	 Expl.  Fond. Pro Marignano	 Marignano 1515–2015	 CHF 29.– statt 79.–

	 Expl.  Dr. Léon S. Gaucher	 Die «Gotteskrieger»	 CHF   8.–
	 Expl.  Pro Libertate	 Identität Schweiz	 CHF 10.–	
	 Expl.  Comic	 Die rauflustigen Eidgenossen 	 CHF 15.–	
	 Expl.  Michael Limburg	 Strom ist nicht gleich Strom 	 CHF 28.–	
	 Expl.  Jan Mahnert	 Demokratie und Homokratismus 	 CHF 30.–	
	 Expl.  Prof. Dr. Joseph Mächler	 Wie sich die Schweiz rettete	 CHF 49.– statt 79.–

	 Expl.  Anne Applebaum	 Roter Hunger 	 CHF 46.–	
	 Expl.  Lubomir Winnik	 Jedem Teufel seine Hölle 	 CHF 24.–	
	 Expl.  Max Oberli	 Christen und Muslime 	 CHF 24.– statt 30.–

	 Expl.  Lubomir Winnik	 Der Totgesagte der Wolfsschanze 	 CHF   8.–	
	 Expl.  Václav Klaus, Jirí Weigl	 Völkerwanderung 	 CHF 20.–	
	 Expl.  Thilo Sarrazin	 Feindliche Übernahme 	 CHF 39.90	
	 Expl.  Tell Branding	 Die Legende von Wilhelm Tell 	 CHF 22.–	
	 Expl.  Beni Gafner	 Toni Brunner – Die Toggenburger Frohnatur 	 CHF 39.–	
	 Expl.  Jürg Stüssi	 Nacht und Licht – Schweizer Soldatenfreunde 1914–1918	 CHF 35.– 
	 Expl.  Adrian Amstutz	 Den Eiger kümmerts nicht	 CHF 39.– 
	 Expl.  Peter Baumgartner	 Suchender Denker – Forschender Macher	 CHF 25.– 

Name	 Vorname

Strasse	 PLZ/Ort

Datum	 Unterschrift



Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern – Fax 031 981 41 61 – E-Mail idee@jsvp.ch

(exkl. Porto)

Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Den Eiger kümmerts nicht
Adrian Amstutz, René E. Gygax
252 Seiten, 16,4 × 23,4 cm, 
Gebunden, Hardcover
ISBN 978-3-03818-235-1

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von 
Thilo Sarrazin. Es ist wesentlich ver-
ständlicher geschrieben als alle voran-
gehenden Bücher. Nur Fakten und die 
brisante Darstellung, wie Europa durch 
den Islam überrollt bzw. übernommen 
wird. Wie immer, wenn die ganze Presse 
gegen Sarrazin jault, kann es nur gut 
sein. Dieses Buch wird zum Standard-
werk für alle diejenigen, die wissen wol-
len, wie und ob der Islam rückständig ist 

und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle naiven 
Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität kom-
men. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhandlung 
nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen
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Von 
Thomas Matter, 
Unternehmer,  
Nationalrat SVP  
Kt. Zürich, 
Meilen ZH

Neulich am  
Frauenstreik-
tag…

Spenden in WIR

Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR  
tätigen.

Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden. Konto 119 571-37

IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0

Herzlichen Dank für Ihre  
Unterstützung.

Ein paar SVP Vertreter hätten am Rande des 
Frauenstreiks letzte Woche gepöbelt, konnten 
Sie im «Tages-Anzeiger» lesen. Also einmal 
mehr die bösen SVP-Nationalräte gegen die 
friedlich demonstrierenden Frauenrechtle-
rinnen? Ich erzähle Ihnen jetzt die wahre Ge-
schichte, denn ich war dabei.  
 
«Alfred Heer sorgt für Eklat», titelte der «Tages-
Anzeiger» am Dienstag letzter Woche in grossen 
Buchstaben. Er hätte gegenüber einer Berner 
Demonstrantin «Lesben-Verein» gerufen. Am 
Nebentisch hätten ihn dann ein paar Leute zur 
Rede gestellt und die Polizei hätte ihm gesagt, 
er solle das Rufen unterlassen. Ich kann Ihnen 
anstelle dieser Fake News genau sagen, was sich 
wirklich zugetragen hat – und zwar als direkter 
Zeuge.
 
Kundgebungen auf dem Bundesplatz sind wäh-
rend der Session eigentlich verboten. Das ist 
aber den militanten Frauen-Organisationen egal, 
die mit erhobenen Fäusten für ihre kommu-

nistischen Anliegen demonstriert haben. Als 
Tamara Funiciello unter dem Gekreische der 
Anwesenden irgendetwas erzählte, ging ich zu 
den Organisatorinnen hin und fragte, ob ich auch 
etwas sagen dürfe. Nein, wurde mir gesagt, nur 
Frauen dürften reden. Und das ausgerechnet an 
einem angeblichen Anti-Diskriminierungstag!
 
Dann sassen Esther Friedli, Marcel Dettling, 
Martin Haab, ich und ein wenig später auch 
Alfred Heer bei einem Feierabend-Bier am Bun-
desplatz zusammen. Drei Demonstrantinnen er-
kannten uns als Politiker und fingen an, mit uns 
zu diskutieren, zuerst humorvoll, bis eine mir 
plötzlich Bier über den Kopf sowie über das 
Hemd und den Anzug leerte. 
 
Fredi Heer sagte dann klar seine Meinung und 
rief auch «SVP, SVP». Daraufhin riefen ihm aus-
gerechnet drei Deutsche am Nebentisch zu «du 
Nazisau». Dies ausgerechnet zu Alfred Heer, 
der sich wie kaum ein anderer Politiker für das 
Judentum und für Israel einsetzt. Das liess sich 
Fredi Heer natürlich nicht gefallen und gab 
sich ein Wortgefecht mit diesen Deutschen. Die 
Polizei mischte sich dann ein, redete aber vor 
allem auf unsere Parlamentarier, weniger auf die 
Demonstranten und ihre Helfer, ein. Das, liebe 
Leserinnen und Leser ist die wahre Geschichte 
über den sogenannten Eklat. 

Buchempfehlung

Suchender Denker 
und Forschender 
Macher
Das 90-jährige Leben des Peter Baumgartner

Die Corona-Krise zeigt, wie gross die Kluft 
zwischen Forschung und Praxis in unserer hoch-
entwickelten Welt nach wie vor ist. Statt geeint 
auf eine wirksame Lösung im Kampf gegen die 
Ausbreitung dieses Virus hinzuarbeiten, präsen-
tiert sich die Wissenschaft mit Grabenkämpfen 
und Kollegenschelte. Die Folge: Blockaden statt 
effizienter Vorschläge in einer für den Planeten 
dringlichen Frage.
Derselbe Mechanismus lässt sich bei der Klima-
Debatte beobachten, wo sich die von der Spezi-
alisierung zerklüftete Wissenschaft kaum noch 
Gehör verschaffen kann gegen die Sachzwänge 
der wirtschaftsgetriebenen Politik.

Peter Baumgartner, ein 
Praktiker durch und durch, 
seit er vor 75 Jahren eine 
Lehre als Maschinen-
schlosser bei der BBC in 
Baden absolvierte und sich 
zum Automobilingenieur 
weiterbildete, beschäftigte 
sich berufsbedingt schon 
früh mit der Frage nach 

der Reduktion von CO2. Vier Jahrzehnte lang 
trimmte er für den Langenthaler Baumaschinen-
hersteller Ammann Motoren auf einen möglichst 
geringen Schadstoffausstoss. Dabei hätte er sich 
für das Ingenieurwesen stets einen näheren Be-
zug zu Wissenschaft und Forschung gewünscht. 
Vielleicht wären dann heute alle Maschinen, die 
mit ihrem hohen CO2-Gehalt den fatalen Treib-
hauseffekt auf unserem Globus vorantreiben, 
umweltfreundlicher.
So wurde Peter Baumgartner selber zum Brü-
ckenbauer zwischen Forschung und Praxis, der 
seinem Leben nebst einem praktischen stets 
einen stark ideellen Gehalt zu geben versuchte.
Mit 90 Jahren blickt er auf ein erfülltes Leben 
zurück, das für jüngere Generationen Vorbild 
sein könnte. Davon erzählt diese Biografie.

Umfang: 140 Seiten
ISBN 978-3-033-08078-2

Bestellen auf Bücherseite 9

Suchender Denker und
Forschender Macher

Das 90-jährige Leben
des Peter Baumgartner

Aufgezeichnet von Esther Hürlimann

rent a rentner
Pensionär hilft in allen Rechtsgebieten. 
Früher Anwalt, Chefbeamter, Berater 
usw. Auch deutsch u franz Nachhilfe.

mb52@gmx.ch oder  
078 699 23 01 sms

Deutlich weniger 
Katastropenschä­
den weltweit im ers­
ten Halbjahr 2021
SWISS RE meldet ungefähr 77 Miliarden Dollar 
Katastrophenschäden weltweit im ersten Halb-
jahr 2021.
Dies liegt, ob es Sommaruga, Knutti, IPCC und 
anderen Klimabewegten in ihrer Katastrophen-
euphorie passt oder nicht, 31 Milliarden Dollar 
unter dem Schnitt der vergangenen zehn Jahre.

Quelle: 
SRF NEWSTICKER

Hans Rudolf Wehrli
5452 Oberrohrdorf-Staretschwil

Leserbrief
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Tis Hagmann spricht Klartext – ohne Zensur
Von Tis Hagmann, Schreib-, Hand- und Mund-
werker, Informations- und Nachrichtenbüro Ha 

5040, Schöftland/AG

Nach dem ersten Halbjahr, halten wir kurz Rück-
blick. Der andere Jahresbericht. Das «Seuchen-
jahr» hat uns die gesellschaftliche Veränderung 
gebracht. Schauen Sie sich um: das Vereinsleben 
an die Wand gefahren, Schützenfeste kennt man 
nur noch aus Büchern, Musikproben nur mit 1 
Mann auf 10m2, die Volksmärsche haben «kein 
Volk» mehr, zahlreiche Restaurants machen nie 
mehr auf, Aktivitäten in den Parteien praktisch 
eingeschlafen. Podiums- oder überhaupt poli-
tische Diskussionen? Aus. Echten Nachwuchs 
finden für politische Ämter? Fehlanzeige. Die 
Lethargie im Volk mit einhergehender Verdum-
mung ist alltäglich. In der Krise befassen wir uns 
mit Genderfragen, falschen Statistiken, zwin-
gen den Kindern Masken auf, versimpeln den 
Schulunterricht, schrauben den Sprachunterricht 
auf das Niveau eines Erstklässlers hinunter und 
sperren die Altersheime zu. Es gibt Gehorsame, 
die allein im Auto und auf dem Velo eine Maske 
tragen. Im Wald trifft man Jogger mit Maske an. 
Logik, Angemessenheit usw.?! 

Die geschlossenen Grenzen waren in Tat und 
Wahrheit immer offen. Für Asylanten und Krimi-
nelle. Und die Einheimischen dies- und jenseits 
haben schon immer Wege «nach drüben» gefun-
den. Deshalb wurde ja auch Jagd nach «Über-
nächtlern» und «Einkaufstouristen» gemacht. 
Genau in dieser Zeit schafft es ein unkontrol-
lierbarer «General Bock», das Grenzwachtkorps 
aufzulösen und sich auf Nebenkriegsschauplät-
zen zu tummeln. So viel Dummheit ist nicht 
möglich. Steht einer auf? 

Nur schon das Wort «Aufstehen» sorgt dafür, 
dass die stillen Mitleser und Mithörer der Zensur 
in helle Aufregung geraten und die Hermandad 
auf die Piste jagen, um kritische Mitbürger zu 
verhaften. Dafür haben wir genügend Beispiele 
erlebt. Weil diese «Umstände» zu viele De-
nunzianten hervorgebracht haben, die in dieser 
verrückten Zeit zur Hochform auflaufen. Wie 
1933. Wie weit haben wir es gebracht, wenn 
eine (etwas laute) Biertour von 17 Jugendlichen 
(Schwellbrunn) zur «illegalen Party» erklärt 
wird?! Früher nannte man das «Fete» und wir 
haben beim Freudenfest mitgemacht. Heute drü-
cken die Bedrückten die Tasten am «Drückofon» 
und schon ist das Sondereinsatzkommando vor 
der Haustüre. Es stellt sich die Frage, ob es je-
mals wieder «normale Zeiten» gibt?

Nord-Stream-2 wird bis Ende Jahr fertiggestellt. 
Zur Freude der Russen, zum Ärger der Ameri-
kaner. Chef von Nord-Stream-2 ist ein gewisser 
Matthias Wernig. Er war zuletzt Major der Stasi 
und per Zufall an den gleichen Standorten wie ex 
Oberstlt Vladimir Putin. Als Offizier im beson-
deren Einsatz, war er (u.a.) Agent in Düsseldorf 
und horchte die Dresdner Bank aus. Als Putin 
Bürgermeister von St. Petersburg war, hat er dort 
die Niederlassung der Dresdner Bank aufgebaut. 
Er ist noch in weiteren Verwaltungsräten mit 

«Putins Freunden». Die alten Seilschaften laufen 
wie geschmiert. Und wir haben (vorerst) genü-
gend Stoff in der Pipeline. Aber wenn die Ame-
rikaner in Weissrussland weiterhin Zoff machen 
und Kriegsmaterial liefern, könnte der russische 
Bär aggressiv werden. Interessanterweise sind 
die NGO’s aus dem Dunstkreis von Soros auch 
wieder vor Ort. Wie gehabt.

Wieder einmal sind wir der Zeit bzw. Bericht-
erstattung voraus. Wenn denn überhaupt jemals 
ein selbsternannter «Klimalog» oder «Klimapa-
niker» seine Nase in den Wind oder eben ins 
Wetter hält. In der Wissenschaft bezeichnet man 
als Klima «Mittelwerte von Wetterdaten einer 
Region über mindestens 30 Jahre». Diese verän-
dern sich ständig. Deswegen in Panik zu geraten, 
ist absurd. Die kalten Monate April und Mai sind 
also nicht eine Klimaveränderung sondern sind 
Schwankungen des Wetters. Interessanterwei-
se sind die Pandemie-Paniker auch gleichzeitig 
die «Klima-Hysteriker», die behaupten, der Kli-
mawandel sei in der steigenden Konzentration 
von Kohlendioxid begründet. Sonja Margolina 
schreibt im «Rotary Magazin»: «… aus ideolo-
gischer Sicht lässt sich der angebliche Klima-
wandel gut mit der Industrie als Teufelszeug des 
Kapitalismus verbinden». Der CO2-Gehalt lässt 
sich aber (bewiesen) nicht auf die Verbrennung 
fossiler Energieträger zurückführen. Hingegen 
trägt Methan viel mehr zur Erwärmung bei. 
Aber das passt nicht in die wirtschaftsfeindliche 
Agenda der links-grünen Umkrempler. Bereits 
im Jahre 2019 haben ca. 500 Wissenschaftler 
in einem Brief an die UNO der These des men-
schengmachten Klimawandels widersprochen. 
Die vorhergesagte Erwärmung ist viel langsamer 
eingetreten, als es die fehlerhaften Modelle der 
«Greta-Jubler» darlegten. Statt der Panikvor-
hersage von 3 Grad Erwärmung, sind es nur ca. 
1,3 Grad. Der Mathematiker Freeman Dyson 
hält die Erwärmung als völlig übertrieben und 
warnte: «eine wesentlich ernstere Gefahr als 
die globale Erwärmung, ist eine neue Kaltzeit». 
Der Klimatologe Augusto Mangini schreibt: «…
unser Planet wird nicht sterben. Der moderne 
Mensch ist an der Erwärmung vermutlich we-
niger schuld, als dies die Berichte der IPCC 
suggerieren» (Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change). Und: «die globale Erwärmung ist 
keineswegs unsere grösste Umweltbedrohung». 

Der Irrsinn feiert Urstände. Während Tausende 
ihre Existenz bei den Unwettern verloren haben 
und Tausende bis zum Umfallen im Einsatz 
standen, finden die SSS (die Salon-Sekt-Säufer) 
Zeit und Musse, über die Benachteiligung von 
Ungeimpften zu schwafeln. Frau Humbel, im-
merhin Präsidentin der Gesundheitskommission 
des Nationalrates, will die Benachteiligung von 
Ungeimpften in Kauf nehmen. Frau Humbel, 
sind Sie gegen Zecken-Biss geimpft? Die Wahr-
scheinlichkeit, dass Sie daran erkranken, ist 
40’000 Mal höher als an Corona. Faktum. Natio-
nalrat Jürg Grossen, GLP und Christoph Berger, 
Präsident der Eidg. Impfkommission(!), verlan-
gen gar die Vorlage des Impfzertifikates» für 
den Zutritt zu Kino, Restaurant usw. Wörtlich: 

damit «…könne man die Unwilligen zur Imp-
fung bringen…». Das Gegenteil tritt ein: dann 
machen wir eben eine «illegale Party» nebenan. 
Ungehorsam ist angesagt. Weiter verlangen die 
«Impfgläubigen», dass Test’s inskünftig selber 
bezahlt werden müssen. Wollen wir noch über 
deren Verbandelungen schreiben? Dann haben 
die beiden offenbar von Macron gehört, dass 
die unwilligen Mitarbeiter im Gesundheitswesen 
entlassen werden sollen, wenn sie ungeimpft 
bleiben. Auch das wollen die Gesteuerten hier 
einführen. Frage an die Ahnungslosen: wie stel-
len Sie sich die Sicherstellung eines Spitalbe-
triebes vor, wenn gut ein Drittel entlassen wird? 
Der hinterhältigste Laiendarsteller ist aber Jürg 
Grossen, GLP Präsident. Er verlangt, dass Un-
geimpfte einen Sticker tragen müssen, damit je-
dermann erkennen kann, dass diese Person nicht 
geimpft ist. Früher nannte man das abartig. Herr 
Grossen, wir schlagen vor, dass wir noch über 
die Form des Stickers diskutieren. Am besten in 
der Form eines gelben Stern’s, wie 1933. Dann 
haben wir noch ein Abzeichen für Sie und die 
weiteren «Fantasiologen»: eine rote Null auf 
weissem Grund. Damit soll erkennbar sein, dass 
der Träger nichts denkt. Bitte beachten Sie das 
Projekt «unwählbar» im Internet, das «Streich-
konzert» bei den nächsten Wahlen. 

Wer kennt sie noch – die alten 
Ausdrücke? 
Anwenden, bevor sie verschwunden sind! 
Schaut mal, wie blumig das tönt: «Schnitz und 
Drunder», «Bluthund» und «Chesselifleisch» 
gab es an der Metzgete, im Herbst «Räbebap-
pe»; «Bölle» statt Zwiebeln, «Bröisi» sagt man 
zu Rösti, «Brönnts» ist ein Schnaps, «Büür-
li statt Semmeli», «Chrömli» sagt man, nicht 
Konfekt, «Stäge» nicht Treppe, «Füürstei» statt 
Bonbon, «Metzgerböisi» statt Geschnetzeltes, 
en «Pfünder» heisst ein kleines Brot. Und jetzt 
ganz wichtig für den Fortbestand der Sprache, 
der Versorgung und des Weiterbestandes der 
einheimischen Bevölkerung: ein Herrgöttli ist 
2 dl Bier; eine Stange beinhaltet 3 dl Bier; ein 
Chübeli oder ein Grosses hat 5 dl Inhalt. Einfach, 
aber klar. Und zwar Feldschlösschen, Schützen-
garten, Boxer, in Österreich Stigl, Mohren oder 
Fohrenburger! Nicht irgendwelche US-Brünz-
ler-Bräu! «Schnorre, wie de Schnabel gwachse 
n’isch»! Fortsetzung folgt.
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Leserbriefe

Bundesrat versus 
Demokratie
Es ist leider nicht das erste Mal, dass die sie-
ben Hohen Frauen und Mannen zu Bern einen 
demokratischen Volksentscheid zu umgehen 
versuchen. Da entgegen ihrer Empfehlung das 
allgemeine Verhüllungsverbot inklusive Burka-
Verbot vom Volk angenommen worden ist, soll 
nun die Angelegenheit mit dem Ziel der Verwäs-
serung auf die Stufe der Kantone abgeschoben 
werden. Wie der sprichwörtliche Aal schlängelt 
sich unsere höchste Landesregierung wiederum 
um die Umsetzung des Schweizerischen Volks-
willens herum und drückt sich damit um ihre 
Pflicht. Frei nach dem Motto «Und also schliesst 
er messerscharf, dass nicht sein kann, was nicht 
sein darf» fällt sie der Mehrheit unseres Volkes 
in den Rücken. Mit einem infamen politisch 
linken Ränkespiel gilt es, unsere vielgepriesene 
Schweizerische Demokratie, unsere Freiheit, 
unsere Rechte und Entscheide einmal mehr zu 
pulverisieren. Es lebe die Diktatur!

Ernst A. Rubli, 8262 Ramsen

Marsch nach links!
Wie ein Orkan braust der diktatorische und un-
selige rot-grüne Mainstream um die ganze Welt 
und vor allem auch über unsere Schweiz. Das 
Virus der Selbstsüchtigen und militanten Linken 
treibt seinen gefährlichen Unfug!
Ohne Zweifel wird wie immer die Zeit kommen, 
in welcher die Revolution ihre Kinder fressen 
wird und die Bäume nicht in den Himmel wach-
sen.
Die schmerzliche Frage aber bleibt bestehen: 
Was aber wird an Werten und Inhalten auf der 
Welt und namentlich auch in unserer Schweiz 
alles unwiederbringlich kaputt sein, bis dieser 
Zeitpunkt erreicht sein wird? Haben wir denn 
aus der Geschichte noch immer nicht gelernt, 
dass gegenüber Demagogen und wirklichen Ver-
schwörern allzeit Vorsicht geboten ist?
Attinghausen zu Rudenz: «Ach Uli, Uli, wirf 
nicht für eitlen Glanz und Flitterschein die echte 
Perle deines Wertes hin!» (aus Wilhelm Tell)  

Ernst A. Rubli, 8262 Ramsen

Der Klimawandel und das Gesetz
Dem Beitrag von A. Romer kann ich zum 
grössten Teil nur zustimmen. Jedoch bei einem 
Punkt muss ich korrigieren. Unter dem Titel 
«Lügen und Wahrheit» schreibt er über den 
Temperaturanstieg, und nimmt als Referenz die 
vorindustrielle Zeit, als ob es davor keinen An-
stieg gegeben hätte. Aber lassen Sie mich etwas 
ausholen.
Seit der Mensch denken kann – sogar ein paar 
Jahrmillionen darüber hinaus – ist die Erde dem 
Klimawandel und Wetterkapriolen ausgesetzt. 
Mal war es eine Hitzeperiode, mal eine Eiszeit.
Die letzte Eiszeit begann vor ca. 100’000 Jahren 
und endete vor rund 10’000 Jahren. Danach 
durfte und darf die Welt einen Temperaturan-
stieg registrieren, der lediglich durch die kleine 
Eiszeit (13. bis 19. Jahrhundert) unterbrochen 
wurde. Und in etwa 40’000 Jahren wird unsere 
Welt wieder unter einer Eisdecke liegen.
Ist der Mensch für den heute diskutierten Kli-
mawechsel verantwortlich? Die Antwort darauf 
ist sehr komplex und gibt Anlass für endlose 
Diskussionen und politisch motivierte Handlun-
gen, welche weitreichende Konsequenzen für 
kommende Generationen haben.
Die folgenden Ausführungen basieren auf einer 
Veröffentlichung von «klimafakten.de» und sind 
politisch wie auch wissenschaftlich weitgehend 
unverdächtig.
Der Kohlenstoff-Ausstoss wird bekanntlich ver-
antwortlich gemacht für den festgestellten Tem-
peraturanstieg im vergangenen Jahrhundert.
Aber wie gross ist überhaupt der menschge-
machte Anteil am globalen Kohlenstoffkreis-
lauf?
In der Summe werden jedes Jahr von den Oze-
anen und der Landoberfläche rund 750 Giga-

tonnen Kohlendioxid freigesetzt und etwa die 
gleiche Menge wiederaufgenommen. Nun, die 
brennende Frage ist, wie hoch ist der Mensch 
gemachte Anteil davon. Dieser beträgt 33 Gi-
gatonnen, also – je nach Lese- und Rechenart 
– 4- bis 5%, ein relativ kleiner Teil der gesamten 
Kohlenstoff-Produktion. 
Ist dieser Anteil verantwortlich für die globale 
Erwärmung bzw. sind die von der Politik ge-
troffenen Massnahmen auch wirklich zielge-
richtet – umso mehr der Ausstoss wie auch die 
Aufnahme des Kohlenstoffs grossen natürliche 
Schwankungen ausgesetzt sind, sei es nun Vul-
kanausbrüche, Waldbrände, Sonnenaktivitäten 
etc.? Grosser Zweifel ist da angebracht.
Im Weiteren ist in den letzten 10 Jahren kein 
weiterer Temperaturanstieg feststellbar, dies 
trotz ungebremsten, menschgemachtem Koh-
lenstoffanteil.
Nun, Politik basiert bekanntlich nicht immer 
auf Fakten, sondern vielmehr auf Zeitgeist und 
Lobby-Arbeiten in diesem Fall zugunsten der 
Umweltindustrie, welche inzwischen Milliarden 
umsetzt.
Eine Frage die mir unter den Nägeln brennt, 
und die mir noch niemand beantworten konnte: 
was war die Ursache für das Ende der letzten 
Eiszeit? Mit Sicherheit keine menschgemachten 
Emissionen!
Und noch etwas: es ist wissenschaftlich nicht 
erwiesen, dass das CO2 der Verursacher des 
Temperaturanstiegs ist, es ist durchaus denkbar, 
dass der CO2-Gehalt umgekehrt dem Tempera-
turanstieg folgt.
 
A.Zaugg, 8546 Kefikon

«Es wäre viel gewonnen, wenn alle 
politischen Kräfte in Deutschland  

die sozialromantische Brille  
abnehmen würden.»

Vize-Chef der Unionsbundestagsfraktion 
Thorsten Frei (47, CDU)

Wäre auch in der Schweiz nötig!

   SVP Stadt Bern
 SVP Bümpliz und Umgebung
Junge SVP Kanton Bern
www.jsvpbern.ch

Einladung zum traditionellen

SVP-Burezmorge

Für Jung und Alt steht ein traditionell reichhaltiges Burezmorge-Buffet à Discretion bereit: 
Burebrot, Züpfe, Röschti, Speck und Spiegelei, Konfi, herrliche Hamme, diverse Käse-Sorten, 
Kaffee, Tee, Öpfusaft und allem was dazu gehört. Unkostenbeitrag pauschal nur 25 Franken

 (inkl. Musik). Kinder zahlen pro Altersjahr 1 Franken! 
Keine Anmeldung notwendig.

Sonntag, 19. September 2021, ab 09.30 Uhr bis ca. 13.00 Uhr 
Der Anlass ist öffentlich und findet bei jeder Witterung statt.

Gäste und Nichtparteimitglieder sind ebenfalls herzlich willkommen!

Bauernhaus BIENZGUT (neben der Kirche),
Bernstrasse 77, 3018 Bern-Bümpliz 

Vis à vis COOP-Center mit Einstellhalle (Tor öffnet automatisch), Anfahrt mit dem ÖV mittels 
Tramlinie 7 bis Haltestelle «Bümpliz Post» (Info-Telefon: 079 302 10 09, Thomas Fuchs) 

Für musikalische Unterhaltung sorgt das «Handorgelduo Zaugg-Freudiger»! 

Auf zahlreiches Erscheinen freuen sich :
SVP Stadt Bern  /  SVP Bümpliz und Umgebung  /  Junge SVP Kanton Bern  /  Vereinigung BERNAKTIV
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Die Schweizer Neutralität

Von Dr. Friedrich-
Wilhelm Schlomann 
D-53639 Königs-
winter

Es sind seit jeher zwei untrennbare Begriffe, und 
während des II. Weltkrieges hat es die Regierung 
in Bern sehr gut verstanden, militärische Be-
drohungen ihres Territoriums durch Frankreich, 
Hitler-Deutschland und sogar von den Vereinig
ten Staaten abzuwehren. Stattdessen will die 
Eidgenossenschaft Brücken schlagen, doch der 
Betrachter sieht hinter diesen heeren Ideen, die 
in vielen Fällen von Erfolg gekrönt war, die auf-
kommende Gefahr einer zunehmenden Schief-
lage. Wo ist der bewundernswürdige Mut vieler 
Schweizer gegen die Hitler-Diktatur geblieben? 
Damals war ihr Leben in Gefahr, heute ist es 
nur das Profitdenken der Industrie – stellt China 
doch den drittwichtigsten Handelspartner dar. 
Als vor zwei Jahren Finanzminister Ueli Maurer 
in seiner Rolle als Schweizer Bundespräsident 
bei seinem Besuch in der Volksrepublik China 
meinte, er könne eine starke Verschlechterung 
der Menschenrechte nicht beurteilen, war dies 
mehr als unnötig; die Lage in Xinjiang dürfte 
ihm zudem aus Schweizer Zeitungen sehr wohl 
bekannt gewesen sein! 

Die im März erschienene offizielle «China Stra-
tegie 2021–2024» stellt fest, dass dort «au-
toritäre Tendenzen zugenommen haben». In-
des: Bereits vor deren Veröffentlichung warnte 
Aussenminister Ignazio Cassis den chinesischen 
Aussenminister vor deren Wahrheit, obwohl er 
sie im Vorwort selber von Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechten bezeichnet. Erfolg hatte 
diese direkte, unschweizerische Unterwürfigkeit 
nicht, was er als Aussenminister hätte wissen 
müssen. Auch für ihn eigentlich erwartungsge-
mäss, reagierte jener bösartig und fand in einer 
linken Zürcher Gazette Platz für die Unwahr-
heit, sein Land betreibe keinerlei Spionage in 
der Schweiz – er hätte zuvor die Wahrheit an 
mehreren Stellen in «Sicherheit Schweiz 2020» 
nachlesen sollen …
Der Einfluss des kommunistischen Chinas auf 
die freie Schweiz hat sich in jüngster Zeit so-
gar auf die parlamentarische Gruppe Schweiz-
China wesentlich verstärkt, die inzwischen zu 
einer reinen Interessensvertretung der Wirtschaft 
schmolz. Wer die enge Verflechtung der Schweiz 
mit China wie kein anderer kritisch aufdeckt, ist 
der bekannte Basler Professor Weber, wie er es 
mit Vorträgen und Veröffentlichungen macht. 
Dass in den Verwaltungsräten der UBS, Credit 
Suisse und Nestlé Chinesen sitzen, die zugleich 
in Peking der Politischen Konsultativkonferenz 
des chinesischen Volkes angehören und damit 
der KPCh-Führung parteitreu ergeben sind, 
dürfte der Schweizer Öffentlichkeit sicherlich 
unbekannt sein.

Die EU schuf vergangenes Jahr die Grundlagen 
für globale Sanktionen im Bereich der Men-
schenrechte nicht nur gegen China, sondern 
ebenso gegen Russland und Nord-Korea so-
wie drei afrikanische Diktaturen – für Bern ein 
offensichtlich schwieriges Problem. Wird die 
Schweiz sich den EU-Sanktionen gegen Peking 
wegen der Verbrechen in Xinjiang anschliessen, 
oder ist die Angst vor wirtschaftlichen Ver-
geltungsschlägen grösser? Wohl aus denselben 
Motiven lehnte sie es ab, eine US-Stellung-
nahme mit ihrer Kritik am Schlussbericht der 
Weltgesundheitsorganisation zum Ursprung der 
Corona-Pandemie zu unterzeichnen. Es waren 
sogar die Vereinten Nationen, die inzwischen 
die Schweizer Regierung zu einer Erklärung 
hinsichtlich der Situation in Xinjiang auffor-
derte. Der Schweizer Aussenminister wird wis-
sen, dass nach der UN-Konvention sämtliche 
Staaten in der Verantwortung stehen, alles gegen 
einen Völkermord – wie an den Uiguren – zu 
unternehmen.
Indes erklärt er in einem Interview (was bis heute 
kein einziger Aussenminister im Westen sagte) 
«Ich würde China nicht als Diktatur bezeichnen, 
weder rechtlich noch politisch». Derartiges als 
Aussenminister zu äussern, war ausgesprochen 
dumm und zudem überaus realitätsfremd. Es 

überrascht nicht, dass auch er in diesem Sommer 
in jenes Land reisen will, welches sich selber 
als Diktatur tituliert. Ein Besuch in den USA 
hingegen scheint für die nächste Zeit nicht vor-
gesehen zu sein, seit seinem Amtsantritt fand er 
nicht einmal den Weg nach Brüssel. Man könnte 
durchaus in Ignazio Cassis eine besondere Chi-
na-Freundlichkeit sehen.
Selbstverständlich stellt dies keinen Bruch der 
Neutralität dar, aber dieses Verhalten – das selbst 
unter Berner Politikern höchst umstritten ist 
– wird im westlichen Ausland nunmehr skep-
tischer gewertet. Angesichts des zu erwartenden 
Druckes sowohl aus China als auch von den 
Vereinigten Staaten auf Europa wird es schon 
bald die bisherige Sowohl-Als-Auch-Politik 
nicht mehr geben. Erwarteter Respekt vor Eigen-
ständigkeit, Unabhängigkeit und gerade auch 
Neutralität werden den harten Realitäten der 
Zukunft weichen.
Es geht letztlich um das Bewahren der individu-
ellen Grund- und Freiheitsrechte sowie auch um 
die Eigenständigkeit unseres westlichen Rechts- 
und Wirtschaftssystems. Auch die Schweiz steht 
vor der Entscheidung zwischen einer westlich-
freiheitlichen Demokratie und einer chinesisch-
kommunistischen Diktatur. General Guisan lässt 
grüssen!

Persönliche Anmerkung der Redaktion:

Wie jedes Land haben es auch die Schweizer 
nicht gern, kritisiert zu werden. Ganz schlimm 
wird es (geschichtlich bedingt), wenn ein nega-
tives Wort aus Deutschland kommt. Trotzdem 
erachten wir die Kritik als angebracht.

Der Autor ist Deutscher, zumindest nach der 
Staatsangehörigkeit. Seit seiner Flucht aus der 

DDR (1950) bis heute schreibt er auch gera-
de für etliche Schweizer Zeitungen, promo-
vierte 1956 an der Universität Basel und hielt 
1990 Gastvorlesungen an der ETH Zürich. Zu 
seinem 90. Geburtstag in Spiez sprach ihm 
Urs von Daeniken, ehemaliger Mitverantwort-
licher für die Sicherheit der Schweiz, «hohe 
berufliche Anerkennung und persönliche Be-
wunderung für seinen nimmermüden Einsatz» 
aus. Divisionär aD Peter Regli, einst Chef des 
Schweizer Nachrichtendienstes, schrieb ihm 
vielen Dank, was er «auch für die Schweiz ge-
tan hat, sein Einsatz war mehr als vorbildhaft».
Sein Artikel wird daher kaum einer deutschen 
Hochnäsigkeit gegen die Schweiz und gegen 
deren einzelne Politiker entsprungen sein, son-
dern – darin sind wir sehr sicher – seiner ech-
ten, tiefen Sorge um die Entwicklung in der 
Schweiz.

Von  
Thomas Fuchs,  
Chefredaktor DIE 
IDEE, a/Nationalrat 
und a/Grossrat, 
Stadtrat, Bern

Bild: pixabay.com
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Leserbrief

«Nein zur Ehe für alle inkl. Samenspende für  
lesbische Paare»

Die LGBT-Community, die Lobby der Nicht-
heterosexuellen, hat Hochkonjunktur. Mit 
den meisten Medien im Schlepptau, überzieht 
sie die Schweiz mit einer Propagandawalze. 

Der Regenbogen wird zum neuen Gessler-
hut, den jeder zu grüssen hat, der nicht als 
rückständiger «Hinterwäldler» abgestempelt 
werden will. Aber auch wenn der Mainstream 
Wertelosigkeit und Beliebigkeit anpreist: Wir 
müssen Gegensteuer geben und die «Ehe für 
alle» bekämpfen. Die SVP bzw. die JSVP ist 
eine wertkonservative Partei, die ihren Prin-
zipien treu bleiben muss.

Ich bin durchaus offen dafür, die 2007 für Ho-
mosexuelle geschaffene «eingetragene Partner-
schaft» dahingehend zu verbessern, dass die 
wenigen noch bestehenden Nachteile (im Erb- 
und Güterrecht) beseitigt werden. Dafür braucht 
es aber keine Neudefinition der Ehe! Die Ehe 
ist und bleibt die auf Dauer angelegte Lebens-

gemeinschaft von Frau und Mann. Schliesslich 
hat nur die Verbindung von Mann und Frau aus 
sich heraus die Fähigkeit zur Weitergabe des 
Lebens. Sie ist darum als zentraler Eckpfeiler 
von Gesellschaft und Staat zu schützen und als 
erstrebenswertes Ideal zu «privilegieren». Ein 
Kind braucht eine Mutter und einen Vater – und 
nicht Elter 1 und Elter 2. 
Das vorliegende Gesetz erlaubt darüber hinaus 
die Samenspende für lesbische Paare. Die Sa-
menspende wird vom medizinischen Ausnahme-
fall zum gesetzlichen Regelfall – ohne Rücksicht 
auf die Konsequenzen für die Kinder, denen per 
Gesetz der Vater verwehrt wird. Dabei ist die 
Verwurzelung in der Ursprungsfamilie für die 
kindliche Identitätsbildung zentral. Bitte stim-
men Sie NEIN!

Von 
Anian Liebrand, 
Koordinator Abstim-
mungskomitee «Nein 
zur Ehe für alle», 
Ruswil LU

Ehe für alle
Ich finde es schade, dass sich offenbar viele 
SVPler vom Mainstream beeinflussen lassen. Je 
nach moralischer, religiöser Einstellung fällt die 
Meinung aus.
Ich meine, dass uns die Natur lehrt, dass es 
Männlein und Weiblein braucht, um sich zu 
vermehren. Kinder brauchen eine Mutter und 
einen Vater!
Meine Meinung ist klar: Homosexualität ist 
unnatürlich und läuft Gottes Schöpfung direkt 
entgegen.  
Schlussendlich, muss jeder selbst für sein Leben 
vor Jesus Christus, seinem Schöpfer, Verantwor-
tung übernehmen!

Peter Ernst, 3855 Brienz/BE

JA zur Ehe für alle!

Zwei Menschen lieben sich und wollen den 
Bund fürs Leben schliessen. Warum soll der 
Gesetzgeber dagegen sein? Wenn zwei Men-
schen ihr Glück finden, ist es doch unerheblich, 
welches Geschlecht sie haben. Es ist eine private 
Entscheidung ob jemand heiraten möchte oder 
nicht, der Staat soll sich nicht einmischen. Es ist 
Selbstbestimmung in Reinkultur!
Die Ehe ist ein Rechts-Konstrukt auf zivilrecht-
licher Basis. Sie sichert die Partner gegenseitig 
ab mit Rechten und Pflichten. Dieses Recht zwei 
Erwachsenen lediglich aufgrund ihrer Sexualität 
vorzuenthalten ist schlicht und einfach nicht 
mehr zeitgemäss.

Das Kindeswohl wird nicht  
gefährdet
Die Gegner argumentieren, dass mit der Ehe 
für alle die Kinder die Leidtragenden sind. Mit 
der Ehe für alle ist es tatsächlich möglich, dass 
gleichgeschlechtliche Paare Kinder adoptieren 
können. Doch in der Schweiz ist es heute schon 
extrem schwierig, Kinder zu adoptieren. Die An-
forderungen an mögliche Eltern sind enorm, teil-
weise werden diese über Monate hinweg durch 
Experten begutachtet. Diese hohen Hürden und 
damit die Eignung von möglichen Eltern wird 
auch bei der Annahme der Ehe für alle bestehen 
bleiben. 

Der Normalfall wird eher da-
rin liegen, dass Er oder Sie 
aus früherer Ehe Kinder in 
die gleichgeschlechtliche Be-
ziehung mit hineinbringt. Für 
die Kinder ändert sich somit 
nichts, sie haben heute schon 
zwei Väter oder zwei Mütter, 
die zusammen leben. Warum 
soll der Gesetzgeber dieser Fa-
milie im Wege stehen und ihr 
die formale Anerkennung als 
Familie verwehren?
Für zwei Frauen ist es in Zukunft möglich, auf 
eine Samenspende zurückzugreifen. Wenn wir 
ehrlich sind, ist dies heute quasi schon möglich. 
Die Frau kann statt zur Samenbank mit Männern 
ungeschützten Geschlechtsverkehr haben, bis sie 
schwanger wird. Für das Kind ändert sich nichts, 
es wächst mit zwei Müttern auf. Der Vorteil einer 
Samenbank wäre, dass der Erzeuger bekannt ist 
und die Formalitäten geregelt sind. Bei einer 
«flüchtigen Bekanntschaft» ist vieles ungewiss, 
was dann auch negative Auswirkungen auf das 
Kind haben kann.
Die Leihmutterschaft bleibt hingegen weiterhin 
für hetero wie auch homosexuelle Paare in der 
Schweiz verboten.
Als Sozialvorsteherin von Aarburg bin ich für 
den Kindes- und Erwachsenenschutz (KESB) 
zuständig. Ich sehe leider viele schlimme Kin-
derschicksale. Kinder, die verwahrlost sind, Kin-
der, die misshandelt werden. Ein Vater schlug 
seine kleine Tochter so fest, bis diese einen 
Schädelbruch erlitt. Eine andere Familie liess 
ihre Kinder auf Matratzen schlafen, welche von 
Hundekot übersät waren. All diese Kinder leben 
in heterosexuellen Familien, sprich mit Vater 
und Mutter. Und trotzdem ist bei ihnen das Kin-
deswohl gefährdet. Das Geschlecht der Eltern 
ist daher unerheblich, ob ein Kind glücklich ist. 

Von 
Martina Bircher,
Frau Vizeammann 
und Nationalrätin 
SVP, Aarburg AG

Ein Kind soll geliebt werden. Und wenn das 
zwei Männer oder Frauen ihrem Kind schenken, 
warum sollen wir dieses Glück bekämpfen. Ein 
JA zur Ehe für alle, ist ein JA zur Selbstbestim-
mung, JA zu Freiheit und weniger Staat.
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Von 
Sandra Schneider 
Grossrätin und Stadt-
rätin, Biel/Bienne

Sie wollen ja nur Ihr Geld…!
Mit seiner Ansprache zum Bundesfeiertag hat SVP-Präsident Marco Chiesa in ein Wespennest gestochen. Die gehässigen  
Reaktionen der Linken beweisen: Chiesa hat den Nerv getroffen!

Der SVP-Parteipräsident nutzte den 1. August 
für eine Standortbestimmung und kritisierte die 
linke Politik vieler Städte. Diese zielt einzig 
darauf ab, der Landbevölkerung Vorschriften zu 
machen und mittels Transferzahlungen Gelder 
für ihre Zwecke umzuverteilen. Ein «gutes» 
Beispiel im negativen Sinn ist die Seeland-
Metropole Biel, die seit Jahrzehnten rot-grün 
regiert wird.
 
Städtische Finanzpolitik: Auf  
Kosten der nächsten Generation
Trotz eines Bevölkerungswachstums – Biel zählt 
heute rund 55’000 Einwohner – stagnieren die 
Steuereinnahmen. Demgegenüber nehmen die 
Ausgaben überhand. So wuchs der Schulden-
berg innerhalb des vergangenen Jahrzehnts von 
500 auf über 800 Millionen Franken. In wenigen 
Jahren schon soll er über eine Milliarde Franken 
betragen. Und das trotz einer allgemein sehr 
guten Wirtschaftslage. Nun schiebt man für rote 
Zahlen nur zu gerne «Corona» vor, um damit von 
eigenen Versäumnissen ablenken zu können. Die 
linke Stadt Biel lebt über ihre Verhältnisse und 
damit auf Kosten künftiger Generationen.

Städtische Sozialpolitik: Der ganze 
Kanton zahlt
Ohne Beiträge des Kantons wäre Biel für die 
Schweiz das, was Detroit für die USA ist: pleite 
und am Boden. Allein die Aufwendungen für 
den Sozialbereich übersteigen die Steuereinnah-
men der natürlichen Personen. Als die SVP mit 
Gemeinderat Beat Feurer die Sozialdirektion 
übernahm, stellten sich die Genossen in der 
Verwaltung quer. Das Ganze ging sogar so weit, 
dass Feurer wegen angeblicher Amtsgeheimnis-
verletzung angezeigt wurde. Nach der erfolg-
reichen Wiederwahl des SVP-Mannes war die 
Luft draussen und die Hetzjagd gegen ihn wurde 
abgeblasen. Heute ist die Bieler Sozialdirektion 
reorganisiert und mit neuen Köpfen ausgestattet. 
Die in den politisch-motivierten Grabenkämpfen 
verlorenen Jahre müssen aber erst wieder aufge-
holt werden.
 
Städtische Verkehrspolitik: Die 
Landbevölkerung soll draussen 
bleiben
Wenig zimperlich ist auch die linke Verkehrs-
politik. Wer auf ein Auto angewiesen ist, dem 
wird der Zugang in und durch die Stadt mittels 
Strassenschikanen und -schliessungen zuneh-

Liebe Gönner, Freunde und  
Sympathisanten

Die Schweiz ist ein wunderbares und einzigar-
tiges Land. Die Schweiz zeichnet sich aus durch 
ihre direkte Demokratie, die Unabhängigkeit, 
den Föderalismus, die Vielfalt der Sprachen und 
Kulturen. Sie ist einzigartig, weil ihre Bürge-
rinnen und Bürger die grösstmögliche Freiheit 
besitzen.

Wo finden wir diese Freiheit? Sie lebt heute auf 
dem Land. «Stadtluft macht frei», wie es im 
Mittelalter hiess – das war einmal.

Die Abstimmung über das CO2-Gesetz ist nur 
das jüngste Beispiel: Die Luxus-Linken und 
Bevormunder-Grünen in den Städten wollen al-
len anderen im Land vorschreiben, wie sie zu 
denken und zu leben haben.
Sie fordern offene Grenzen, hätscheln Illegale 
und Kriminelle. Dabei schaffen sie ständig neue 
Opfergruppen mit Anspruch auf staatliche Un-
terstützung. Wer hat noch nicht, wer will noch 
mal?

Die Luxus-Linken und Bevormunder-Grünen 
leben abgehoben in ihren Blasen, ohne Bezug 
zur Realität der meisten Menschen in diesem 
Land. Verächtlich schauen sie auf die Landbe-
völkerung herab. Gleichzeitig profitieren sie von 
Transferzahlungen der Landschaft, zum Beispiel 
durch den Lastenausgleich.

Die SVP nimmt das nicht mehr länger hin. Wir 
sagen diesen links-grünen Wohlstandsverwahr-
losten den Kampf an! Den Städten, die eine für 
unser Land schädliche Politik betreiben, muss 
das Geld entzogen werden. Dazu haben wir 
verschiedene Vorstösse lanciert. Gemeinden, die 
Illegale auf ihrem Gebiet dulden, müssen selber 
für alle Kosten aufkommen. Nur so kann das 
zerstörerische Laisser-faire beendet werden.
Ich muss es so klar sagen: Die Politik der linken 
Städte ist Schmarotzer-Politik. Sie sind Welt-
meister darin, das Geld auszugeben, das andere 
verdient haben. Sie setzen sich für Sozialschma-
rotzer ein und hofieren die Schweiz-Schmarot-
zer, die massenhaft in unser Land strömen.

Die SVP will keine Sozialschmarotzer und kei-
ne Schweiz-Schmarotzer – sie will überhaupt 
keine Schmarotzer. Wir kämpfen dafür, dass die 
Schweiz das freiste Land der Welt bleibt. Diese 
einzigartige Freiheit können wir nur bewahren, 
wenn wir die Luxus-Linken und Bevormunder-
Grünen in die Schranken weisen.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen alles Gute – 
in Eigenverantwortung und Freiheit!

Von 
Marco Chiesa,  
Ständerat und 
Präsident der SVP 
Schweiz

mend verunmöglicht. Öffentliche Parkplätze 
verschwinden und somit auch eine gute Ein-
nahmequelle für die Stadtkasse. Den Ausgleich 
sucht man dann bei der Erhöhung der Parkge-
bühren (in Biel bereits erfolgt!) und in einem 
strengeren Bussen-Regime, deren Einnahmen 
bereits fix budgetiert werden. Die Schaffung 
von Veloachsen geniesst Priorität gegenüber der 
Entlastung des Strassenverkehrs mittels einer 
dringend notwenigen Westumfahrung. Bei Letz-
terem wurden in den vergangen Jahrzehnten 
Millionen für Planungen ausgegeben, ohne dass 
nun am Ende etwas Konkretes dabei rausschaut.
 
Die «Hinterwäldler» begehren auf
Die Stossrichtung der Linken ist klar: Der Au-
tomobilist hat in der Stadt nichts zu suchen. 
Dementsprechend ist es auch nicht verwunder-
lich, wenn die rotgrüne Politik auch auf Kan-
tonsebene immer einseitig auf die Auto-Nutzer 
– und damit auf die Landbevölkerung – abzielt. 

Im Berner Kantonsparlament wurde im Juni 
2021 die Erhöhung der Motorfahrzeugsteuern 
beschlossen. Erneut, muss man ergänzen, denn 
frühere Versuche scheiterten bereits an der Urne. 
Die SVP hat auch dieses Mal das Referendum 
dagegen ergriffen und wehrt sich gegen die 
staatlich sanktionierte Abzockerei.
 
Nach dem klaren Nein zum CO2-Gesetz ist deut-
lich geworden, dass sich die Landbevölkerung 
nicht alles gefallen lässt und dem überregulie-
renden und kostenverursachenden Staat eine Ab-
fuhr erteilt. Die Reaktionen der wohlfühlenden, 
gutmeinenden, besserwissenden, umweltbe-
wussten und gendergerechten Städter bewegten 
sich im gleichen Rahmen wie nach Chiesas 1. 
August Rede: Wie können die Hinterwäldler 
vom Land es wagen, gegen ihre Politik zu op-
ponieren? Linksgrüne Sozialisten interessieren 
sich nicht für die Bedürfnisse der Landbevölke-
rung. Sie wollen nur deren Geld.
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Mike Egger Fabian Molina
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Die Klimajugend setzt nun auch 
noch die Fleischbranche unter 
Druck. In Deutschland will man 
eine neue Steuer einführen, und 
in der Schweiz wollen die Grünen 
eine Senkung des Fleischkonsums 
und Nationalrat Balthasar Glättli 
will Werbung verbieten und aus 
der Massentierhaltung aussteigen. 
SVP-Nationalrat Mike Egger är-
gert sich zu Recht darüber und 
weist darauf hin, dass die Schwei-
zer Fleisch- und Landwirtschaft 
viel macht, um möglichst ökolo-
gisch und tierfreundlich zu produ-
zieren. DIE IDEE dankt ihm für 
diesen Einsatz.

10’000 Flüchtlinge solle die 
Schweiz aus dem Konfliktgebiet 
Afghanistan in Südasien aufneh-
men sowie Angehörige von Per-
sonen, welche schon in der Schweiz 
sind. Dies die Forderung von SP-
Nationalrat Fabian Molina. Da-
bei ist eigentlich klar: Die zumeist 
jungen Männer würden mit einem 
geringen Bildungsniveau eine zu 
grosse Herausforderung für die 
Integration darstellen. Es gibt ge-
nug sichere Nachbarländer. Die 
Schweiz ist daher gut beraten, Hilfe 
vor Ort zu leisten und keine mög-
lichen Islamisten und Gewalttäter 
zu importieren. 

«Nichts ist zufällig passiert in dieser (Corona)-Zeit.  
Jedem Zug folgte der nächste, und er hat uns zu dem  

geführt, was jetzt Tatsache ist: Wir stehen vor der Spaltung 
der Gesellschaft durch die Einführung eines ‹Zertifikats‹, 

das das Land in Gut und Böse einteilt und entscheidet,  
wer noch aktiv am Leben teilhaben darf oder nicht.»

Stefan Millius, Chefredakteur «Die Ostschweiz»


